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liberaler Kräfte im Bürgertum (die sich gegen Bismarcks Po­
litik wandten); für eine reaktionäre Wirtschaftspolitik 
(Schutzzölle) und für die Erhöhung der Staatseinnahmen zu­
gunsten einer verstärkten Militarisierung.
28.11.1878 Verhängung des sog. kleinen Belagerungszustan­
des über Berlin, Charlottenburg, Potsdam, Teltow, Nieder­
barnim und Osthavelland. Einen Tag später wurden 67 füh­
rende Sozialdemokraten aus Berlin ausgewiesen.
6.11.1879 Konstituierung der Freien Vereinigung der Deut­
schen Fortschrittspartei in Berlin. In ihr sammelten sich klein­
bürgerliche Kräfte, die in Opposition zu Bismarck standen. 
Auf einer Großveranstaltung dieser Vereinigung in Berlin am
29. 4.1880 forderte der berühmte Mediziner Rudolf Virchow 
die Garantie bürgerlicher Rechte in der Reichsverfassung und 
ein Zusammengehen mit den Demokraten.
30. 7.1881 Berlin wurde eigener Verwaltungsbezirk und schied 
aus der Provinz Brandenburg aus. Der Oberpräsident der 
Provinz wurde zugleich Oberpräsident des Stadtkreises Ber­
lin. Für die Verwaltung Berlins wurden besondere staatliche 
Zuständigkeiten des Oberpräsidenten festgelegt.
18.10.1883 Erstmalige und erfolgreiche Teilnahme von Sozia­
listen an den Berliner Kommunalwahlen. Trotz des Dreiklas­
senwahlrechts und des Sozialistengesetzes wurden fünf Arbei­
tervertreter in die Stadtverordnetenversammlung gewählt. 
Die von Paul Singer geführte sozialdemokratische Fraktion 
trug die sozialen Fragen Berlins in die Stadtverordnetenver­
sammlung. Es wurde ein kommunalpolitisches Sieben- 
Punkte-Programm aufgestellt, das u. a. den Kampf um allge­
meines, gleiches und direktes Wahlrecht in den Gemeinden 
verlangte.,
29.1.1885 Die sozialdemokratische Fraktion legte im Reichs­
tag den insbesondere von August Bebel ausgearbeiteten Ent­
wurf eines Arbeiterschutzgesetzes vor, in dem u. a. die Be­
grenzung der täglichen Arbeitszeit auf 10 Stunden und das 
Verbot der Sonntags- und Nachtarbeit gefordert wurden. Es 
handelte sich um eine Alternative zur Sozialpolitik Bismarcks, 
die nur auf die Versicherung kranker und invalider Arbeiter 
einiger Gewerbezweige gerichtet war. Der Gesetzentwurf der 
Sozialdemokratie wurde im März 1886 vom Reichstag end­
gültig ab gelehnt.
15.1.1887 Erlaß einer neuen Baupolizeiordnung für Berlin, 
die Bodenspekulationsmöglichkeiten begrenzen sollte. Der 
vom Stadtbaurat Hobrecht entworfene Berliner Bebauungs­
plan war 1862 vom Polizeipräsidium dekretiert und veröf­
fentlicht worden. Grundlage des Bebauungsplans bildete die 
Bauordnung von 1853, die eine fünfgeschossige Bebauung 
durch die Festlegung von Straßenbreiten geradezu herausfor­
derte. Der Plan schuf mit den am Reißbrett festgelegten ein­
heitlichen Grundstücksgrößen Voraussetzungen für eine Bau­
spekulation riesigen Ausmaßes. Als 1886 der Erlaß einer neuen 
Bauordnung bekannt wurde, setzte eine Welle der Spekulation 
ein, um noch nach den alten Vorschriften weiterzubauen und 
die Grundstücksflächen möglichst auszunutzen. Berlin ent­
wickelte sich zur größten Mietskasemenstadt der Welt.
25.1.1890 Der Reichstag lehnte mit 169 gegen 98 Stimmen 
eine weitere Verlängerung des Sozialistengesetzes ab. Im 
Kampf gegen das Sozialistengesetz wurde Berlin zum Zen­
trum der revolutionären deutschen Arbeiterbewegung.
20.2.1890 Zu den Reichstagswahlen erhielt die Sozialistische 
Arbeiterpartei Deutschlands mit rund 20 Prozent die meisten 
Wählerstimmen und gewann 35 Sitze im Reichstag. In Ber­
lin errang sie mit über 126 000 Stimmen die absolute Mehr­
heit.
1.5.1890 Obwohl das Sozialistengesetz formell noch nicht 
außer Kraft getreten war, fand die erste Maikundgebung der 
internationalen Arbeiterklasse auch in Berlin durch Arbeits­
niederlegungen statt.
18. 8.1896 Der Reichstag nahm gegen die Stimmen der Sozial­
demokratie das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) an (es trat am 
1.1.1900 in Kraft). Das BGB vereinheitlichte das bürgerliche 
Recht, wobei es sowohl Reste feudaler Bindungen im Eigen­
tumsrecht bestehen ließ als auch in wesentlichen Materien 
hinter den wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen der 
Zeit zurückblieb. Durch das Einführungsgesetz zum BGB wur­
den die landesrechtlichen Bestimmungen über Lehen, Stamm­
güter und Erbpachtrecht sowie über das Gesinderecht auf­
rechterhalten. Der Arbeitsvertrag wurde hinsichtlich seiner 
sozialen Bedingungen überhaupt nicht geregelt. Dem Fami­
lienrecht lag die kleinbürgerliche Erwerbsfamilie als Leitbild 
zugrunde; dem Mann war das Recht der Verwaltung und 
Nutznießung des Vermögens seiner Frau eingeräumt. Direkt 
gegen die politische Organisation der Arbeiterbewegung rich­
tete sich die Nichtanerkennung der wirtschaftlichen Rechts­
fähigkeit politischer Vereine. Charakteristisch war die

abstrakt-juristische Form, die jegliche Bezugnahme auf die 
konkrete Gestaltung der zugrunde liegenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse vermied.
6. II. 1901 Karl Liebknecht wurde in zwei Berliner Kommu­
nalwahlbezirken zum Mitglied der Stadtverordnetenversamm­
lung gewählt. Er wirkte bis 1913 in 6 Ausschüssen.
1.12.1906 Das Berliner Landgericht II verurteilte den Schuster 
Wilhelm Voigt, bekannt als „Hauptmann von Köpenick“, we­
gen unbefugten Tragens einer Uniform, Vergehens wider die 
öffentliche Ordnung, Freiheitsberaubung, Betruges und schwe­
rer Urkundenfälschung zu 4 Jahren Gefängnis.
10.1.1908 Das preußische Abgeordnetenhaus lehnte die Ein­
führung des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts 
ab. Dagegen richteten sich mehrere Demonstrationen, die bis­
her größten in der Geschichte Berlins: allein am 12.1. nah­
men 30 000 bis 40 000 Menschen teil. Trotz des Dreiklassen­
wahlrechts wurden im Juni 1908 sieben Sozialdemokraten in 
das Berliner Abgeordnetenhaus gewählt, unter ihnen Karl 
Liebknecht.
8. 4.1908 Der Reichstag verabschiedete mit 200 gegen 179 Stim­
men das Reichsvereinsgesetz. Es erlaubte nunmehr auch 
Frauen die politische Betätigung, verbot aber Personen unter 
18 Jahren die Mitgliedschaft in politischen Vereinen sowie 
ihre Anwesenheit in politischen Veranstaltungen. Das Ver­
einsgesetz richtete sich gegen die Arbeiterjugendbewegung, 
aber auch gegen nationale Minderheiten.
5. 2.1910 Die preußische Regierung brachte im Landtag eine 
Vorlage zur Abänderung des Wahlrechts ein: Das Dreiklas­
senwahlrecht sollte beibehalten werden, nur die Klassenein­
teilung wurde geringfügig geändert und die direkte Wahl 
eingeführt. Selbst diese unzureichende Vorlage wurde teils 
im Abgeordnetenhaus, teils im Herrenhaus abgelehnt. Das 
führte von Februar bis April 1910 in Berlin und anderen 
Orten zu machtvollen Kundgebungen und Demonstrationen, 
wobei es vielfach zu blutigen Zusammenstößen mit der Poli­
zei und zu politischen Streiks kam.
19. 7.1911 Gründung des Zweckverbandes Groß-Berlin durch 
die Stadt Berlin mit sechs angrenzenden Stadtkreisen sowie 
den Landkreisen Teltow und Niederbarnim für die Vorort­
gemeinden von Berlin. Dem Zweckverband wurden kommu­
nale Aufgaben auf dem Gebiet des Verkehrswesens, zur Fest­
legung von Bebauungsplänen und zur Erhaltung größerer, von 
der Bebauung freizuhaltender Flächen übertragen.

Die sozialdemokratischen Abgeordneten traten zugleich für 
eine weitergehende Berliner Eingemeindung ein, in der auch 
das Steuerwesen und alle sozialen Aufgaben wie Volksschul­
wesen, Sozialpolitik (Arbeiterversicherung, Arbeitsnachweis), 
Krankenhäuser und Armenwesen der einheitlichen Stadtver­
waltung unterstellt werden sollten. Der Berliner Magistrat 
und die preußische Regierung waren wegen des anwachsen­
den Einflusses der Sozialdemokratie gegen die Eingemeindung. 
Im Zweckverband konnte den Grundbesitzern in den Vor­
orten der Einfluß in den Gemeindevertretungen erhalten blei­
ben.
29./30. 6.1914 Strafverfahren gegen Rosa Luxemburg vor dem 
Berliner Landgericht II, weil sie in ihren Reden gegen den 
Militarismus auch die zahllosen Soldatenmißhandlungen an­
geprangert hatte. Als sich 1 013 Zeugen gemeldet hatten, die 
zu rd. 30 000 Soldatenmißhandlungen aussagen wollten, wurde 
der Prozeß vom Gericht auf unbestimmte Zeit vertagt. Nach 
Ausbruch des ersten Weltkriegs nahm der preußische Kriegs­
minister den Strafantrag gegen Rosa Luxemburg zurück.
l.JMai 1916 In Berlin und anderen großen Städten fanden die 
seit Kriegsausbruch größten Arbeiterdemonstrationen gegen 
den Krieg statt. Auf dem Potsdamer Platz forderte Karl Lieb­
knecht: „Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Regierung!“ 
Er wurde daraufhin am 28. 6.1916 vom Kommandanturgericht 
Berlin zu 2Уг Jahren Zuchthaus verurteilt. Aus Protest gegen 
den Liebknechtprozeß kam es in Berlin und anderen Städten 
zu den ersten politischen Streiks während des Krieges. Am 
23. 8.1916 wurde Karl Liebknecht in 2. Instanz vom Ober­
kriegsgericht Berlin zu 4 Jahren und 1 Monat Zuchthaus sowie 
zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für 6 Jahre verur­
teilt.
16. 4.1917 An dem großen politischen Streik gegen den Krieg, 
zu dem die Obleute des Berliner Metallarbeiterverbandes in 
den Betrieben aufgerufen hatten, beteiligten sich etwa 
300 000 Arbeiter und Arbeiterinnen aus den Berliner Rü­
stungsbetrieben. Die dort erhobene Forderung nach Bildung 
von Arbeiterräten wurde zuerst am 18. 4.1917 durch die Arbei­
ter von Knorr-Bremse verwirklicht.
(Zusammenstellung: Dozent Dr. HORST KUNTSCHKE, 
Sektion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin)


